
„Gut Ding will Weile haben“. Dieses

Sprichwort ist allen geläufig. Lange Zeit

wurde es still um die Umsetzung der eu-

ropäischen Restrukturierungsrichtlinie.

Am 18. September 2020 war es soweit:

Das Bundesjustizministerium hat einen

umfangreichen Entwurf eines Gesetzes

zur Fortentwicklung des Sanierungs- und

Insolvenzrechts veröffentlich. Kernstück

des Gesetzes ist das Gesetz über den

Stabilisierungs- und Restrukturierungs-

rahmen für Unternehmen (StaRUG).

Das Gesetz soll bereits zum 1. Januar

2021 in Kraft treten. Hintergrund dieser

schnellen Umsetzung ist das Ziel, dass

insbesondere die von der COVID-19-Pan-

demie betroffenen Unternehmen, die

überschuldet aber nicht zahlungsunfähig

sind, von den im Gesetz vorgesehenen Er-

leichterungen profitieren und von der

Möglichkeit einer außerhalb des Insol-

venzverfahrens stattfindenden Restruktu-

rierung Gebrauch machen können.

Durch das StaRUG sollen die Sanierungs-

möglichkeiten außerhalb eines Insolvenz-

verfahrens erweitert werden, auch gegen

den Widerstand einzelner Gläubiger. Mit

dem Restrukturierungsrahmen wird der

Werkzeugkasten der Restrukturierer um

ein Instrument erweitert, das die Lücke

schließt zwischen der außergerichtlichen

Sanierung, die Einstimmigkeit voraussetzt,

und der Sanierung per Mehrheitsent-

scheidung im Insolvenzplanverfahren. An-

hand der einzelnen Krisenverläufe lassen

sich die Sanierungsmöglichkeiten wie in

der Abbildung oben darstellen

Das StaRUG hat das Ziel, Unternehmen

vor der Insolvenz zu bewahren und zu ei-

nem möglichst frühen Zeitpunkt anzuset-

zen. Das Kernelement der Sanierung wird

der Restrukturierungsplan darstellen, der

ähnlich einem Insolvenzplan einen Ver-

gleich mit den verschiedenen Gläubiger-

gruppen ermöglicht. Durch die

Fokussierung auf die Restrukturierung der

Passivseite soll das außergerichtliche Sa-

nierungsverfahren möglichst schnell und

unkompliziert den Weg zu einem nach-

haltigen Vergleich mit den Gläubigern

ebnen.

Was sind die Eckpunkte des StaRUG?

Im Einzelnen zusammengefasst:

Neue Wege im Insolvenzrecht: Über das StaRUG



Wie erfolgt die Abgrenzung zur Eigenver-
waltung?

Sowohl das StaRUG als auch die Eigen-

verwaltung nach § 270a InsO knüpfen an

die drohende Zahlungsunfähigkeit an. Mit

Hilfe des Gesetzes zur Fortentwicklung

des Sanierungs- und Insolvenzrechts wer-

den die Ergebnisse der ESUG-Evaluation

mit eingebaut. Die Eintrittsvoraussetzun-

gen in das Eigenverwaltungsverfahren

nach § 270a InsO werden verschärft. Der

in der Anordnung der Eigenverwaltung

liegende Vertrauensvorschuss soll nur ge-

währt werden, wenn das Eigenverwal-

tungsverfahren rechtzeitig und

gewissenhaft vorbereitet worden ist, be-

vor es zu einer akuten Zahlungsunfähig-

keit kommt. Die Eintrittsvoraussetzungen

des § 270a InsO stellen sich nunmehr wie

folgt dar:

Darüber hinaus wird § 270c InsO spezifi-

ziert. Das Gericht kann dem Sachwalter

umfangreiche Prüfungsaufgaben übertra-

gen:

Änderungen der Insolvenzantragsgründe

1. Drohende Zahlungsunfähigkeit
Die drohende Zahlungsunfähigkeit wird

durch das Gesetz zur Fortentwicklung des

Sanierungs- und Insolvenzrechts neu de-

finiert. Der Schuldner droht zahlungsun-

fähig zu werden, wenn er in der Zukunft

voraussichtlich nicht in der Lage sein

wird, die bestehenden Zahlungspflichten

im Zeitpunkt der Fälligkeit zu erfüllen.

Der Prognosezeitraum wird nunmehr ge-

setzlich definiert. Dabei ist in aller Regel
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»Durch das StaRUG
sollen die Sanierungs-
möglichkeiten
außerhalb eines
Insolvenzverfahrens
erweitert werden.«



ein Prognosezeitraum von 24 Monaten

zugrunde zu legen. Ist für Unternehmen

somit absehbar, dass in den nächsten 24

Monaten die Zahlungsunfähigkeit eintre-

ten wird, stehen ab diesem Zeitraum der

Restrukturierungsrahmen und die Eigen-

verwaltung zur Verfügung. Die Überschul-

dung darf noch nicht eingetreten sein.

2. Überschuldung

Der Entwurf sieht die weitgehende Über-

lappung von drohender Zahlungsunfähig-

keit und insolvenzrechtlicher

Überschuldung. Erster Prüfungspunkt bei

der insolvenzrechtlichen Überschuldung

ist eine Fortbestehensprognose. Wesent-

lich dazu wird der Liquiditätsbestand im

Planungszeitraum betrachtet. Bei der

Überschuldung soll regelmäßig ein Pla-

nungshorizont von zwölf Monaten zu-

grunde gelegt werden.
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»Das StaRUG hat das
Ziel, Unternehmen vor
einer Insolvenz zu
bewahren.«


